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Begriffsbestimmungen 

§ 2. (1) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

 1. „bauliche Anlage“ ein Objekt, das mit dem Boden kraftschlüssig verbunden ist und dessen 
Herstellung ein wesentliches Maß an bautechnischen Kenntnissen erfordert; 

 2. „Beginn der Arbeiten“ entweder der Beginn der Bauarbeiten für die Investition oder die erste 
rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung von Anlagenteilen oder eine andere 
Verpflichtung, die die Investition unumkehrbar macht, wobei der früheste dieser Zeitpunkte 
maßgebend ist; der Kauf von Grundstücken und Vorarbeiten wie die Einholung von 
Genehmigungen und die Erstellung vorläufiger Durchführbarkeitsstudien gelten nicht als Beginn 
der Arbeiten. Bei einer Übernahme ist der „Beginn der Arbeiten“ der Zeitpunkt des Erwerbs der 
unmittelbar mit der erworbenen Betriebsstätte verbundenen Vermögenswerte; 

 3. „Eigenleistungen“ Leistungen des Förderwerbers oder von einem Unternehmen, an dem der 
Förderwerber überwiegend beteiligt ist oder das an dem Förderwerber überwiegend beteiligt ist; 

 4. „Gebäude“ eine bauliche Anlage, bei welcher ein überdeckter, allseits oder überwiegend 
umschlossener Raum vorhanden ist; 

 5. „Inbetriebnahme“ die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstellung der technischen 
Betriebsbereitschaft der Anlage, was durch die Bestätigung der Registrierung in der 
Herkunftsnachweisdatenbank gemäß den §§ 81 Abs. 2 oder 82 Abs. 1 EAG nachzuweisen ist; 

 6. „Investitionen“ Investitionen, die örtlich gebundenen Einrichtungen betreffen und insbesondere 
Gebäude, Anlagen und Ausrüstungsgüter sowie Dienstleistungen wie Bauarbeiten, Montage, 
Gutachten und Planungskosten umfassen. 

(2) Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen des EAG und des Gaswirtschaftsgesetzes 2011 
(GWG 2011), BGBl. I Nr. 107/2011, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 145/2023. 

(3) Soweit sich die in dieser Verordnung verwendeten Bezeichnungen auf natürliche Personen 
beziehen, gilt die gewählte Form für alle Geschlechter. Bei der Anwendung dieser Bezeichnungen auf 
bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden. 
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